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Beschluss zur Wahrung der Tarifautonomie und gegen eine Anhebung des allge-

meinen gesetzlichen Mindestlohnes auf 15,00 Euro 

 

Das Präsidium der VU spricht sich entschieden gegen eine politische Anhebung des ge-

setzlichen Mindestlohns auf 15,00 Euro aus. 

 

1. Schutz der Tarifautonomie 

Die Lohngestaltung, ob auf Basis von Tarifverträgen oder durch Vereinbarung 

von Arbeitgebern und Beschäftigten in den Betrieben, ist ein Grundpfeiler der So-

zialpartnerschaft in Deutschland. Eine erneute politische Anhebung des gesetzli-

chen Mindestlohns greift direkt in bestehende Tarifverträge bzw.  in das Lohnge-

füge der Unternehmen ein und untergräbt die Verhandlungsautonomie der Sozi-

alpartner.  

 

2. Eingriff in die Arbeit der Mindestlohnkommission 

Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wurde die unabhängige Min-

destlohnkommission eingerichtet, um eine sachgerechte Anpassung des Min-

destlohns unter Berücksichtigung der Tariflohnentwicklung zu gewährleisten. Die 

außerordentliche politische Anhebung des Mindestlohns auf 12,00 Euro im Jahr 

2022 hat bereits zu erheblichen Verzerrungen geführt. Eine weitere politische Er-

höhung auf 15,00 Euro würde die Arbeit der Kommission ad absurdum führen 

und das bewährte System der Mindestlohnanpassung infrage stellen. 

 

3. Negative Auswirkungen auf Wirtschaft und Beschäftigung 

Eine übermäßige Erhöhung des Mindestlohns ohne Rücksicht auf die wirtschaftli-

che Lage und die Tarifentwicklung kann insbesondere für kleine und mittelständi-

sche Unternehmen (KMU) zu erheblichen finanziellen Belastungen führen. In 

strukturschwachen Regionen und Branchen mit geringer bzw. keiner Tarifbin-

dung drohen Beschäftigungsverluste, da Betriebe gezwungen sein könnten, Per-

sonal abzubauen oder Investitionen zu reduzieren. Damit ist ggf. sogar die Exis-

tenz ganzer Betriebe gefährdet. Ganz zu schweigen von der abnehmenden Kauf-

kraft, die sich, aufgrund der dann anziehenden Lohn-Preis-Spirale, unweigerlich 

auf alle Haushalte, insbesondere  mit geringem Einkommen, auswirken wird. 

 

4. Erhalt fairer Lohnabstände 

Ein gesetzlicher Mindestlohn von 15,00 Euro führt zu einer Nivellierung der Lohn-

struktur und setzt vereinbarte Lohnabschlüsse unter massiven Aufwärtsdruck. 

Dies betrifft nicht nur den Niedriglohnsektor. Ein solcher Eingriff gefährdet die 

Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und führt zu Spannungen in der Beleg-

schaft.  
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Forderung 

Die VU fordert daher, dass sich die Politik die Unabhängigkeit der Mindestlohnkommis-

sion respektiert, die bewährte Systematik verteidigt und keine weiteren Eingriffe in die 

Arbeit der Mindestlohnkommission vornimmt. Die Anpassung des Mindestlohns muss 

weiterhin nach den gesetzlichen Kriterien erfolgen und sich an der Tarifentwicklung ori-

entieren. Der auch vor dem EuGH umstrittene Medianlohn kann und darf kein Kriterium 

sein. Ein politisch festgelegter Mindestlohn von 15,00 Euro ist mit den Grundsätzen der 

Tarifautonomie nicht vereinbar und wird daher abgelehnt. 
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